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Anfrage 

der Abg. K r i p p n e r und Genossen 

an dan Bundesminister,tur Justiz, 

21.September 1951. 

betreffend die Hausdurchsuchu~g und Aktenbeschlagnahme beim Landcsgrernum Wien 

des Viehh~ndels. 
.. ...... -... 

Am 23.August d.J. hat die Staatsanwaltschaft Uian die Durchsuchung der 

Lokalitäten des Wiencr Gremiums des Viehhandels veranlasst. Als Grwld hiefür 

wurde ein Strafverfahren gegen unbek&nnte Täter wegen §§ 2 und 7 des Preis­

treibereigesetzes angenoml'1le~. Weder die nach dem Handelska.nll'":lergesetz ~i t der 
Beaufsichtigung des Landesgrerniums betraute ~erdienststelle noch das 
'. , 

Bundesministerium für Handel und Wiede~aufbau als Aufsiohtsbehörde wurden von 

der Vornruune der Hausdurchsuchung vorher verständigt. Obwohl im Handelskanrr~er­

gesetz die für öffentlioh .... rechtlichEi Berufsvertretungskörperschaften seit jeher 

geltende Verschwicgenheitspflioht für Funktionäre und Eeruoteder Organisationen 

der gewe~blichen Wirtschaft und die Pflicht dieser Organisationen zur Unter­
stützung aller Behörden ausdrüoklich normiert ist, ist die Staatsanvfaltschatt 

. Wien ohne Berüoksichtigung dieserVorsohriften so vorgegangen, als ob aas 
Landesgremitpn ein privater Verein wäre., 

Die Fachorganiso..tionen der Handelskammern, die öt'fentlich ... rechtH,che 

Körperschaften sind, sind in den letzten Jahren in vieler Hinsicht mit Aufgaben 

der staatlichen Wirtschaftsverwaltung direkt oder indirekt befasst worden. Sie 

sind diesen Aut'gaben immer nachgekommen. 

Es ist einziga.rtig in der Geschic~te unserer staatsvorNaltung, dass 

.eine öffontlicl'l-l"reohtliche Körperschaft bloss wegen eines Verdaohtes gegen 

unbekannte Täter ohne Verstän.digung der zuständigen vorgesetzteh Stelle durch-. 

suoht; dass Akten beschlagnahmt worden und der dort tätige Beamte verhört wird, 

ohne dass Ball ihn gostattet, seiner gesetzlichen Verpfliohtung wegen Entbindung 

von-oder Amtsversclmiegenheit nachzukommeniund dass man ibm verwehi"t. da.s 
Telefon zu benützen, um den zuständigen Vorgesetzten zu verständigem. 
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Ein der~t.j.g,es Vorgehen der Sta.atsal1,mütschaf't, da.s geeignet ist. 

schwere Beunrv,higung unter der BCru:ltenscha.ft aus,zulösen, war überflüssig und 

fehl am Platz, da sie alles Erforderliche durch einen blo,sse~l Hinweis auf die 

gesetzli,ohe Beistandspflioht entweder von dieser Stelle selbst oder von deren 

AutsiOhtsbeh5rde erlangen hätte können~ 
Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

minister tar Justiz die 

Anfrage: 

1.) Ist der Herr Bundesminister bereit, darüber Aufklärung zu geben, 

auswelehem Grunde die Staatsanwaltschaft, die HausdurCt:bsuchung 'bei einer ' 

öffentlioh-rechtlichen Berufsvertretung veranlasst hat, obwohl gegen diese 
öftentlioh-rechtliCthe Körperschaft keine konkreten Beschuldigungen erhoben 

wurden und die Staatsanwaltschaft alle ihr erforderlich erscheinenden Unter­
lagen auf Grund. der Bestimmwigen des § 63 des Handelskarnmergesetzes hätte 

erhalt.en können. ohne dass sie eine Umgehung der gesetzlichen Versohiegenheits­

pflicht nach § Gö des Handelskar.Jnergesetzes vertreten msste? 

2.) Ist der Herr Bundesminister bereit, da~ür zu sorgen. dass die 
Staatsan,mltschaft in Hinkunft dia gesetzlichen Vorsohriften bei Durchführung 

ihrer Erhebungen einhält? 

~~--~---------~~-
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